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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/9819 Nr. 2.29 - 


Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, 
auf Staatsangehörige von Drittländern 
KOM (97) 561 endg.; Ratsdok. 1 3485/97 


A. Problem 

Die Verbesserung der Rechtsstellung der rechtmäßig in der 
Gemeinschaft lebenden Staatsangehörigen von Drittländern ist 
eine Aufgabe, bei deren Lösung die Kommission in der Sozialpoli- 
tik auf dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung und der Chan- 
cengleichheit arbeitet. 

Mit dem vorliegenden Vorschlag will die Kommission diese Politik 
weiterführen und einen Beitrag zur gemeinsamen Bekämpfung 
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit leisten. Die Zielrichtung 
des Kommissionsvorschlags ist eine Aufrechterhaltung bzw. Ver- 
besserung des sozialen Schutzes von Drittstaatsangehörigen, die 
in mehreren Gemeinschaftsstaaten versichert waren und die in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union rechtmäßig wohnen. 

Die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 festgelegte gemein- 
schaftliche Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit soll 
dabei auf in einem Mitgliedstaat versicherte Arbeitnehmer und 
Selbständige aus Nichtmitgliedstaaten ausgedehnt werden. Hier- 
durch soll verhindert werden, daß Personen, die in der Gemein- 
schaft zu- und abwandem, ihre Sozialversicherungsansprüche 
verlieren, und Gefahr laufen, Beiträge doppelt zu entrichten. 

Durch die Einführung eines Mechanismus, der es dauerhaft 
ermöglicht, seit langem ansässige Staatsangehörige von Drittlän- 
dern als dauerhaft Niedergelassene anzuerkennen, soll dieser 
Gefahr nach den Vorstellungen der EU-Kommission begegnet 
werden. 
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B. Lösung 

Kenntnisnahme des Vorschlags und Annahme der in der 
Beschlußempfehlung aufgeführten Entschließung, in der die Ein- 
beziehung Drittstaatsangehöriger in das System zur Koordinie- 
rung im Bereich der sozialen Sicherheit kritisch beleuchtet und 
der Vorschlag der Kommission insoweit abgelehnt wird, als er sich 
auf Familienleistungen und den Export des Arbeitslosengeldes 
bezieht. Zudem wird die Bundesregierung gebeten, bei den Bera- 
tungen des Kommissionsvorschlags diesen Bedenken Rechnung 
zu tragen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Kenntnisnahme des Vorschlags. 


D. Kosten 

Die Kostenfrage wurde nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis des Vorschlags der Kommission - Ratsdok. 13485/97 - 
(Anlage) folgende Entschließung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag nimmt den Kommissionsvorschlag 
zur Kenntnis verbunden mit der Bitte, folgenden Bedenken bei 
den Beratungen Rechnung zu tragen: 

Der Vorschlag, Drittstaatsangehörige in der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 einzubeziehen, darf weder zu einer Freizügigkeit 
für Drittstaatsangehörige führen noch faktisch ihre Zuwande- 
rung aus anderen Mitgliedstaaten begünstigen. 

Der Vorschlag ist abzulehnen, soweit er Familienleistungen ein- 
bezieht, da diese grundsätzlich auf die Lebensverhältnisse in 
Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten zugeschnitten 
sind. Zusätzliche Exportverpflichtungen, z.B. beim Kindergeld 
oder Erziehungsgeld, dürfen in keinem Fall begründet werden. 
Infolgedessen ist der Vorschlag auch insofern abzulehnen, als 
er zu einem weitergehenden Export von Arbeitslosengeld 
führen würde. Außerdem darf kein Ansatzpunkt geboten wer- 
den, Drittstaatsangehörigen im Wege der Rechtsfortbüdung ein 
Recht auf Arbeitssuche einzuräumen. 

Ferner muß sichergestellt sein, daß die Sozialhilfe nicht von 
dem Vorschlag erfaßt wird, sondern ausschließlich in der Ge- 
staltungsfreiheit des deutschen Gesetzgebers bleibt." 


Bonn, den 5. Mai 1998 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Rudolf Meyer (Winsen) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Rudolf Meyer (Winsen) 


1. Beratungsverlaul 

Mit Unterrichtung gemäß § 93 GO-BT vom 9. Februar 
1998 (Drucksache 13/9819) ist unter Nummer 2.29 
der Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) des Rates zur Verän- 
derung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 in bezug 
auf dessen Ausdehnung auf Staatsangehörige von 
Drittländern - Ratsdok. 13485/97 - an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung zur federführenden Be- 
ratung und an den Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat in seiner Sitzung vom 22, April 1998 dem 
federführenden Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung empfohlen, die Vorlage zur Kenntnis zu neh- 
men. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat die EU-Vorlage in seiner 127. Sitzung 
am 1. April 1998 beraten und vertagt. Er hat die Bera- 
tungen in seiner 129. Sitzung am 22. April 1998 fort- 
gesetzt und die Vorlage zur Kenntnis genommen. Er 
hat ferner vorstehend abgedruckte Entschließung 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R - Ausschuß- 
drucksache 1394 - mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS angenommen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die EU-Vorlage - KOM (97) 561 endg.; Ratsdok. 
13485/97 - hat die Einbeziehung von Drittstaatsange- 
hörigen in alle Bereiche der sozialen Sicherheit, also 
eine Gleichstellung der Drittstaatsangehörigen mit 
EU-Bürgem, zum Ziel. Im wesentlichen besteht der 
Inhalt aus der Aufrechterhaltung bzw. Verbesserung 
des sozialen Schutzes von Drittstaatsangehörigen, 
die in mehreren Gemeinschafts Staaten versichert 
waren und in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union rechtmäßig wohnen. Dies soll durch die Aus- 
dehnung der Anwendung der Vorschriften zur Koor- 
dinierung der Sozialversicherungssysteme für Wan- 
derarbeitnehmer auf Drittstaatsangehörige erreicht 


werden. Die Koordinierung soll dabei weder die 
Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten 
harmonisieren noch die unterschiedlichen Sach- und 
Formvorschriften verändern. Die Freiheit der Mit- 
gliedstaaten zu entscheiden, wie sie ihre sozialen 
Sicherungssysteme ausgestalten, soll durch den Vor- 
schlag nicht berührt werden. 

III. Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der 
Fraktion der F.D.P. legten in den Ausschußberatun- 
gen einen Entschließungsantrag auf Ausschußdruck- 
sache 1394 vor, der erhebliche Bedenken gegen Teile 
des Kommissionsvorschlages enthält. So dürfte der 
Vorschlag, Drittstaatsangehörige in die Koordinie- 
rungsregelungen einzubeziehen, nicht zu einer Frei- 
zügigkeit für Drittstaatsangehörige oder die Begün- 
stigung ihrer Zuwanderung führen. Die Einbezie- 
hung der Familienleistungen und des Exports der 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit sei abzulehnen. Auch 
der Bundesrat habe zu dem Vorschlag einen Be- 
schluß gefaßt, in dem er gleichgerichtete gravierende 
Bedenken äußert. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD vertraten die 
Ansicht, der Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. sei überflüssig, da durch 
die Vorlage an der Freizügigkeit innerhalb der Euro- 
päischen Union nichts geändert werden solle. So 
können nur EU-Bürger Freizügigkeit genießen, Dritt- 
staatsangehörige dagegen nicht. Im übrigen seien 
nur Einzelfälle betroffen und ein Export von Arbeits- 
losengeld und anderen deutschen Sozialleistungen 
nicht möglich. Der Antrag sei daher realitätsfem. Die 
sprachliche Abfassung des Antrags sei darauf gerich- 
tet, die „Lufthoheit über deutsche Stammtische" zu 
erreichen. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN lehnten den Entschließungsantrag ab. Sie kriti- 
sierten die zu einseitige Linie des eingebrachten 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
Deren Versäumnis liege darin, daß sie sich einem 
Zuwanderungsgesetz verweigerten. 

Die Mitglieder der Gruppe der PDS äußerten sich zu 
dem vorgelegten Entschließungsantrag nicht. 


Bonn, den 5. Mai 1998 


Rudolf Meyer (Winsen) 

Berichterstatter 
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EUROPÄISCHE UNION 
DER RAT 


Anlage 

Brüssel, den 15. Dezember 1997 (16.12) 

(OR. f) 


13485/97 

LIMITE 

SOC 429 


ÜBERMITTLUNGSVERMERK 


Schreiben 

des Generalsekretärs der Europäischen Kommission, 

Herrn Carlo TROJAN 

eingegangen am 

11. Dezember 1 997 

Empfänger : 

der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union, 

Herr Jürgen TRUMPF 


Betr. : Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ausdehnung der Verordnung (EG) 

Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, auf 
Staatsangehörige von Drittländern 


Die Delegationen erhalten in der Anlage das Kommissionsdokument KOM(97) 561 endg. 


Anl. : KOM(97) 561 endg. 


db 


D 


13485/97 
DG J 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Brüssel, den 12.11.1997 
KOM(97) 561 endg. 

97/0320 (CNS) 



Vorschlag für eine 


zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
in bezug auf dessen Ausdehnung auf Staatsangehörige von Drittländern 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


I. ALLGEMEINER RAHMEN 

Dieser Vorschlag zielt darauf ab, die durch Verordnung (EWG) Nr. 1 408/7 1 1 festgelegte ge- 
meinschaftliche Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit auf in einem Mit- 
gliedstaat versicherte Arbeitnehmer und Selbständige aus Nichtmitgliedstaaten auszudehnen. 
Die nachstehenden Erwägungen haben die Kommission zu diesem Vorschlag geführt. 

1. Erfordernis der_Gleichbehandlung von Staatsangehörigen von Drittländern, die legal 

in. der Gemeinscha ft an sässig sind 

Die Kommission bemüht sich seit langem, um eine Verbesserung der Rechtsstellung 
der rechtmäßig in der Gemeinschaft lebenden Staatsangehörigen von Drittländern. 
Das Weißbuch zur Europäischen Sozialpolitik 2 unterstreicht die Bedeutung dieses 
Ziels und auch das mittelfristige sozialpolitische Aktionsprogramm (1995-1997) der 
Kommission hebt dieses Anliegen hervor. 

Es sei auch daraufhingewiesen, daß die Kommission am 30. Juli 1997 3 den Entwurf 
eines Übereinkommens zur Regelung der Zulassung von Staatsangehörigen von 
Drittländern in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten verabschiedet hat. In dem 
Bestreben, die Gleichbehandlung der rechtmäßig niedergelassenen Staatsangehörigen 
von Drittländern zu fördern, schlägt die Kommission die Einführung eines 
Mechanismus vor, der es ermöglicht, seit langem ansässige Staatsangehörige von 
Drittländern als dauerhaft Niedergelassene anzuerkennen. Nach dem Vorschlag der 
Kommission sollten diese Personen in dem Mitgliedstaat, in dem sie als dauerhaft 
niedergelassen anerkannt sind, aber auch in den anderen Mitgliedstaaten, ebenso wie 
die Bürger der Union besondere Rechte genießen. 

Das Europäische Parlament 4 und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 5 haben eine 
ähnliche Haltung wie die Kommission eingenommen. 

Auch der Rat und die Mitgliedstaaten haben anerkannt, “wie wichtig es ist, daß auf 
der Ebene der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten - im Rahmen ihrer 


1 Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer, 
Selbständige und deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandem, 
aktualisiert durch Verordnung (EG) Nr. 118/97 des Rates vom 2. Dezember 1996, ABI. L 28 vom 
30.1.1997, zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1290/97 des Rates vom 27. Juni 1997, ABI. L 176 
vom 4.7.1997. Rechtsgrundlage dieser Verordnung sind Artikel 51 und 235 des EG- Vertrags. 

2 KOM(94) 333 vom 27. Juli 1994. 

3 KOM(97) 387 vom 30. Juli 1997. 

4 Siehe Z.B.: Entschließung vom 14. Juni 1990 zu den Wanderarbeitnehmem aus Drittländern, ABI. C 175 
vom 16.6.1990, S. 180; Entschließung vom 18. November 1992 zur europäischen Einwanderungspolitik 
(Nr. 30), ABI. C 337 vom 21.12.1992, S. 94; Entschließung vom 15. Juli 1993 zur europäischen 
Einwanderungspolitik (Nr. 13), ABI. C 225 vom 20.9.1993, S. 184, und kürzlich in seiner Entschließung 
vom 30. Januar 1997 zu Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus und zum Europäischen Jahr 
gegen Rassismus (1997) (Nr. 17), ABI. C 55 vom 24.2.1997. 

5 Siehe z.B.: Stellungnahme vom 26. September 1991 über die Stellung der Wanderarbeitnehmer aus 
Drittstaaten, ABI. C 339 vom 31.12.1991, S. 82. 
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jeweiligen Zuständigkeiten - in der Sozialpolitik eine auf dem Grundsatz der Nicht- 
diskriminierung und der Chancengleichheit beruhende Politik als Beitrag zur gemein- 
samen Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit betrieben wird” 6 . 

Die Fortschreibung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Staatsangehörigen 
von Drittländern sowohl im innerstaatlichen als auch im Gemeinschaftsrecht ist Teil 
einer Gesamtstrategie zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in 
der Gemeinschaft. Auch die vom Europäischen Rat von Korfu im Juli 1994 
eingesetzte Beratende Kommission für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
empfiehlt lebhaft, daß Angehörigen aus Drittstaaten mit rechtmäßigem Status gleiche 
Rechte eingeräumt werden, da dies ihres Erachtens nicht nur die Logik des 
Binnenmarkts, sondern auch die Bekämpfung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit gebieten 7 . 

Diese Aufrufe zur Gleichbehandlung von Staatsangehörigen von Drittländern ^aben 
in diesem Europäischen Jahr gegen Rassismus (1997) besondere Bedeutur. Die 
europäische Sozialgesetzgebung und insbesondere die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, aus 
deren Geltungsbereich Staatsangehörige von Drittländern zur Zeit ausgeschlossen 
sind, sind Kem dieser Problematik. Das Fehlen der durch diese Verordnung 
gebotenen sozialen Sicherung könnte den Betreffenden zum Nachteil gereichen. 

2. Ziel der gemeinschaftlichen Koordinierung 

Auf der Grundlage des Artikels 51 EG-Vertrag soll durch die gemeinschaftliche 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit verhindert werden, daß Personen, 
die in der Gemeinschaft zu- und abwandem, ihre Sozialversicherungsansprüche 
verlieren und Gefahr laufen, Beiträge doppelt zu entrichten. Die Systeme der sozialen 
Sicherheit der Mitgliedstaaten berücksichtigen nämlich die besondere Lage von 
Personen, die in einem anderen Mitgliedstaaten arbeiten, wohnen oder sich dort 
aufhalten, in der Regel nicht. Auch könnte die Vielfalt der einzelstaatlichen Systeme 
und die Anwendung ausschließlich innerstaatlicher Rechtsvorschriften auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte den freien Personenverkehr ernstlich behindern. 

Die gemeinschaftlichen Koordinierungsvorschriften beruhen auf der 
Gleichbehandlung der Gemeinschaftsangehörigen, der Bestimmung der auf 
grenzüberschreitende Sachverhalte anzuwendenden Rechtsvorschriften, der Ausfuhr 
der Leistungen und der Zusammenrechnung der in mehreren Mitgliedstaaten 
zurückgelegten V ersicherungszeiten. 

Die Koordinierung ist rein “intern” und betrifft ausschließlich die Systeme der 
sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten. Die Systeme der Staaten, die nicht Mitglieder 
der Gemeinschaft oder des Europäischen Wirtschaftsraums sind, sowie unter deren 
Gesetzgebung eingetretene Ereignisse bleiben unberücksichtigt. Es handelt sich nicht 
um eine “externe” Koordinierung zur Verbindung der Systeme der Mitgliedstaaten 


6 Nummer 3 der Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten vom 5. Oktober 1995 zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im 
Beschäftigungs- und Sozialbereich, ABI. C 296 vom 10.1 1.1995. 

7 Beratende Kommission “Rassismus und Fremdenfeindlichkeit”, Schlußbericht vom April 1995, S. 43. 
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mit denjenigen eines anderen bzw. mehrerer anderer Staaten, wodurch beispielsweise 
die Berücksichtigung nach den Rechtsvorschriften eines Drittstaats zurückgelegter 
Versicherungszeiten, die Ausfuhr von Leistungen in einen Drittstaat oder die 
Gleichstellung von Wohnzeiten in einem Drittstaat mit Wohnzeiten in der 
Gemeinschaft ermöglicht würden. 

Durch die Koordinierung soll auch nicht versucht werden, die Systeme der sozialen 
Sicherheit der Mitgliedstaaten zu harmonisieren, und sie berührt ihre 
unterschiedlichen Sach- oder Formvorschriften in keiner Weise. Es steht den 
Mitgliedstaaten weiterhin vollkommen frei, darüber zu entscheiden, wer versichert ist, 
welche Leistungen gewährt werden und zu welchen Voraussetzungen und welche 
Beiträge zu entrichten sind, vorausgesetzt allerdings, daß der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit beachtet wird. 

3. Persönlicher Geltung sbereich der Ve rordnung /EWG) Nr. 1408/71 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 erfaßt Arbeitnehmer und Selbständige der 
Gemeinschaft, die den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
unterliegen oder unterlagen. Die Verordnung schützt jedoch auch die 
Familienangehörigen und Hinterbliebenen dieser Erwerbstätigen ungeachtet ihrer 
Staatsangehörigkeit und selbst der Gemeinschaft angehörige Hinterbliebene von 
Staatsangehörigen aus Drittländern. Die Voraussetzung der Staatsangehörigkeit gilt 
auch nicht für Flüchtlinge und Staatenlose, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
wohnen. Und schließlich gilt die Verordnung nach dem EWR-Abkommen auch für 
Angehörige der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums. 

In Wirklichkeit erstreckt sich die Sicherung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf 
alle der Gemeinschaft angehörenden Erwerbstätigen, die in einem System der sozialen 
Sicherheit versichert sind, in der Gemeinschaft zu- und abwandem und dabei mit 
Schwierigkeiten im Bereich der sozialen Sicherheit konfrontiert sind. Zur Anwendung 
der Verordnung ist es nicht erforderlich, daß der Betreffende von seinem Recht auf 
Freizügigkeit als Arbeitnehmer oder Selbständiger (nach Artikel 48 EG-Vertrag) 
Gebrauch gemacht hat. Es genügt, daß er innerhalb der Gemeinschaft zu- oder 
abwandert, ungeachtet des Grundes seiner Wanderung 8 . So gilt die Verordnung für 
einen Rentner aus einem Mitgliedstaat, der sich im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats niederläßt, ohne dort erwerbstätig gewesen zu sein. 

4. Koordinierungsvorschriften für die aus dem Geltungsbereich der Verordi 

nung fEWGl Nr. 1408/71 ausgeschlossenen Staatsangehörigen von Drittländern, 

Die meisten der 13 Millionen Angehörigen aus Drittländern, die rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat leben, sind durch die Koordinierungsregeln der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 nicht geschützt. Ihre Rechtsstellung im Hinblick auf die 
“interne” Koordinierung ist nämlich zur Zeit je nach Staatsangehörigkeit und 
betreffendem Mitgliedstaat unterschiedlich. In diesem Zusammenhang lassen sich 
mehrere Gruppen unterscheiden: 


8 Siehe u.a. Urteil vom 19. März 1964,. Unger, 75/63, Slg. 347; Urteil vom 11. März 1965, Bertholet, 3 1/65, 
Slg. 111; Urteil vom 12. November 1969, Ärztliche Hilfe, Slg. 1969, 405; Urteil vom 16. März 1978, 
Pierik, 117/77, Slg. 825. 
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• von der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 bereits erfaßte Staatsangehörige von 
Drittländern, d.h. Staatenlose und Flüchtlinge; 

• als Familienangehörige eines Gemeinschaftsangehörigen durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 teilweise erfaßte Staatsangehörige von Drittländern 
(abgeleitete Ansprüche); 

• Staatsangehörige von Drittländern, die von Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und Drittländern gedeckt sind, die Vorschriften im Bereich der 
sozialen Sicherheit enthalten (siehe Assoziationsabkommen mit der Türkei 
(insbesondere Beschluß 3/80 vom 19. September 1980 des Assoziationsrates) und 
Kooperationsabkommen mit Marokko, Tunesien und Algerien); 

• von zweiseitigen Abkommen zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten erfaßte 
Staatsangehörige von Drittländern (meistens betreffen diese Abkommen nicht alle 
Zweige der sozialen Sicherheit oder bieten eine weniger vollständige Sicherung als 
die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71); 

• die vom Europäischen Interimsabkommen des Europarates vom 1 1 . Dezem- 
ber 1953 oder von anderen mehrseitigen Übereinkommen erfaßten Staatsange- 
hörigen von Drittländern; 

• Staatsangehörige aus Drittländern, die von bilateralen Abkommen zwischen einem 
Mitgliedstaat und einem Drittstaat erfaßt sind; (diese Abkommen begründen eine 
“externe” Koordinierung, berücksichtigen jedoch in der Regel “interne” 
Sachverhalte, u.a. durch den häufig erwähnten Gleichbehandlungsgrundsatz); 

• Staatsangehörige von Drittländern, die zu keiner der obengenannten Gruppen 
gehören und also bei ihren Wanderungen innerhalb der Gemeinschaft keinerlei 
soziale Sicherung genießen, nicht einmal Gleichbehandlung. 

Die vielen verschiedenen Schutzniveaus fuhren zu verworrenen Rechtsstellungen, was 
nicht nur für die Angehörigen aus Drittländern nachteilig ist, sondern auch die 
Feststellung ihrer konkreten Ansprüche durch die Sozialversicherungsträger der 
Mitgliedstaaten äußerst erschwert und erhebliche Verwaltungskosten verursacht. Die 
Verworrenheit infolge der Vielfalt der auf Staatsangehörige von Drittländern 
anzuwendenden Rechtsakte wird durch die Widersprüche der Rechtsprechung zur 
Auslegung dieser Instrumente durch die einzelstaatlichen Gerichte noch vergrößert. 

5. Tst der Ausschluß der Staatsangehörigen von Drittländern noch zu rechtfertigen? 

Der Ausschluß der Staatsangehörigen aus Drittländern aus dem System der 
Gemeinschaftskoordinierung ruft nicht nur vom Standpunkt einer angemessenen 
sozialen Sicherung, aber auch in ' Anbetracht der dadurch verursachten 
verwaltungstechnischen und rechtlichen Schwierigkeiten immer energischere 
Einwände hervor. 

Es erscheint unerläßlich, Staatsangehörige von Drittländern einzuschließen, für die 
das Gemeinschaftsrecht bereits gilt: Arbeitnehmer aus Drittländern, die von einem 
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Unternehmen der Gemeinschaft im Rahmen einer Dienstleistung entsandt wurden 9 . 
Unbeschadet der Rechte der Dienstleistungserbringer verhindert die Einbeziehung der 
entsandten Arbeitnehmer in die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 Konflikte bei der 
Koordinierung der Vorschriften im Bereich der sozialen Sicherheit, Konflikte, die zu 
besonderen Schwierigkeiten fuhren könnten, beispielsweise zu einem doppelten 
Einzug von Beiträgen, wie dies der Gerichtshof in der Vergangenheit beleuchtet hat 10 . 
Dieser doppelte Beitragseinzug beim Arbeitgeber kann außerdem eine Behinderung 
des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr darstellen. 

Im Bericht zum freien Personenverkehr, der am 18. März 1997 von der hochrangigen 
Gruppe unter dem Vorsitz von Frau Simone Veil vorgelegt wurde, sind die Probleme, 
die dieser Ausschluß der Staatsangehörigen von Drittländern nicht nur für die 
Betreffenden, sondern auch bei der Verwaltung der Systeme der sozialen Sicherheit 
stellt, hervorgehoben worden. Diese Gruppe schlägt vor, die gemeinschaftlichen 
Koordinierungsregeln ganz oder teilweise auf Staatsangehörige von Drittländern 
auszudehnen, die in einem Mitgliedstaat ansässig und versichert sind. 

Darüber hinaus läßt sich der Ausschluß von Staatsangehörigen von Drittländern in 
Anbetracht der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
immer schwieriger rechtfertigen. In seinem Urteil Gaygusuz gegen Österreich vom 
16. September 1996 hat der Gerichtshof erkannt, daß das'Verbot der Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit auch für Ansprüche aus der sozialen Sicherheit gilt. 
Insoweit, als die durch die Europäische Menschenrechtskonvention gewährleisteten 
Menschenrechte als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts anerkannt sind, 
dürfte der Ausschluß von Staatsangehörigen von Drittländern aus dem Geltungs- 
bereich der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 mit diesen Grundsätzen nicht länger 
vereinbar sein. 

Dieses Urteil gewinnt besondere Bedeutung im Zusammenhang mit der von der 
Union eingegangenen Verpflichtung zur Achtung der Grundrechte, wie sie 
insbesondere in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 11 
garantiert sind, und mit dem Erfordernis der Gleichbehandlung von Staatsangehörigen 
von Drittländern (siehe Nummer 1). 

6. Welche Folgen hätte die Ausdehnung der Verordnung (EWG! Nr. 1408/71. auf 
Staatsangehörige von D rittländern? 

Die Gemeinschaftsgesetzgebeung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher- 
heit der Mitgliedstaaten zielt darauf ab, zu vermeiden, daß zum einen Personen, die 
sich innerhalb der Gemeinschaft fortbewegen, Rechte der sozialen Sicherheit ver- 
lieren und zum anderen doppelte Beiträge zahlen müssen. Deshalb ist das erste Ziel 
der Ausweitung der Verordung (EWG) Nr. 1408/71 auf Drittstaatssangehörige sicher 
zu stellen, daß diejenigen, die durch das System der sozialen Sicherheit eines 
Mitgliedstaats geschützt sind, ihre Recht nicht dadurch verlieren, daß sie sich in einen 
anderen Mitgliedstaat begeben (z.B. Verlust von Schutz bei Krankheit, Verlust von 


9 Urteil vom 9. August 1994, Vander Eist, C-43/93, Slg. 1-3803. 

10 Urteil vom 3. Februar 1982, Seco und Desquenne & Giral, 62/81 und 63/81, Slg. 223. 

1 1 Siehe u.a. Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union. 
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Versicherungszeiten) und sicher zu stellen, daß sie nicht doppelte Beiträge zahlen 
müssen. 

Auf die Ansprüche aus der sozialen Sicherheit hätte die Ausdehnung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 auf Staatsangehörige von Drittländern nur begrenzte 
Auswirkungen, da nur die “interne” Koordinierung betroffen ist, d.h. Bestimmungen 
insbesondere über: 

• die Zusammenrechnung von Versicherungs-, Erwerbstätigkeit- und Wohnzeiten 
innerhalb der Gemeinschaft; 

• die Ausfuhr von Leistungen bei Alter, Invalidität oder für Hinterbliebene innerhalb 
der Gemeinschaft; 

• die Berücksichtigung der innerhalb der Gemeinschaft wohnenden Familienange- 
hörigen bei der Berechnung von Familienleistungen oder Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit; 

• die Gewähr für die soziale Sicherung von Erwerbstätigen, die in einem 
Mitgliedstaat wohnen, aber in einem anderen arbeiten (beispielsweise 
Grenzgänger). 

Die Ausweitung zöge für die Mitgliedstaaten keinerlei Verpflichtung nach sich, 
außergemeinschaftliche Sachverhalte (Wohnen in einem Drittstaat oder nach außer- 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten) für den Erwerb, die 
Berechnung oder Zahlung von Leistungen zu berücksichtigen. Die externe Koordinie- 
rung würde wie bisher auf bilateralen oder multilateralen Sozialversicherungs- 
abkommen zwischen Drittstaaten und Mitgliedstaaten unmittelbar oder zwischen 
Drittstaaten und der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten beruhen. 

Die Betreffenden können darüber hinaus der Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 keinerlei Anspruch auf Einreise, Aufenthalt oder 
Erwerbstätigkeit in einem Mitgliedstaat herleiten; dies fällt nämlich weiterhin in den 
Rahmen der Zusammenarbeit zwischen den Bereichen Justiz und Inneres. Auch 
können sie aus der etwaigen Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 keinen 
Anspruch auf Freizügigkeit innerhalb der Union geltend machen. 

Die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 erfolgt im übrigen völlig 
unabhängig von Überlegungen über die Rechtsstellung des Betreffenden in bezug auf 
das Aufenthaltsrecht oder die Einreise in das Hoheitsgebiet. Die Begriffe “Wohnort” 
und “Aufenthalt” im Sinne des Artikels 1 der Verordnung und der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs 12 decken konkrete, auf “Dauer und Kontinuität” abgestellte 
Sachverhalte. 

Die Ausdehnung der Verordnung auf Staatsangehörige von Drittländern dürfte somit 
keinerlei Auswirkung auf ihre Rechtsstellung im Hinblick auf die Freizügigkeit in der 
Gemeinschaft einschließlich der mit dieser Freizügigkeit untrennbar verknüpften 
Ausübung von Erwerbstätigkeiten haben. 


12 Siehe u.a. Urteil vom 8. Juli 1992, Knoch, Rechtssache C-102/91, Slg. 1-4341. 
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7. Vorteile einer, integralen Ausdehnung der Verordnung fEWGI Nr. 1408/71 auf 
Staatsangehörig e von Drittländern 

Es ist im Interesse der betreffenden Personen, aber auch im Interesse der 
einzelstaatlichen Träger, Gemeinschaftseinrichtungen und Arbeitgeber, daß die 
bestehenden Vorschriften vereinfacht werden; durch die Reduzierung der Zahl der 
Regelwerke, auf denen die interne Koordinierung ein und derselben Personengruppe, 
der Staatsangehörigen von Drittländern, beruht, könnten die Verwaltungskosten 13 
erheblich gedämpft werden. Durch eine uneingeschränkte Ausdehnung würden auch 
die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 vom 21. März 1972 zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf diese Personen anwendbar. 
Durch eine Teilanwendung der Koordinierungsregeln würden die verwaltungs- 
technische Konfusion nur vergrößert und die mit der Rechtsstellung dieser Personen 
einhergehenden Diskriminierungen noch verschärft, was mit der Forderung nach einer 
auf der Achtung der Menschenrechte beruhenden und die Bekämpfung des Rassismus 
fordernden Gleichbehandlung kaum vereinbar ist. Die hier befriedigendste Lösung 
besteht nach Ansicht der Kommission darin, die Koordinierung zugunsten dieser 
Personen anhand eines einheitlichen gemeinschaftlichen Rechtsakts zu regeln. 

Die uneingeschränkte Ausdehnung der Verordnung auf Staatsangehörige von 
Drittländern wird erhebliche Einsparungen bei den Verwaltungskosten bewirken; die 
finanziellen Folgen hingegen dürften begrenzt sein, weil diese Personen ja bereits 
einem System der sozialen Sicherheit eines Mitgliedstaats angeschlossen sind und 
somit schon bestimmte Vorteile genießen, wie die Anwendung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung und die Anwendung von Bestimmungen aus bilateralen und 
multilateralen Abkommen. 

Ferner tragen die Staatsangehörigen von Drittländern wie die 
Gemeinschaftsangehörigen über Beiträge und Steuern zur Finanzierung der 
mitgliedstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit bei und tragen daher die 
finanziellen Folgen der gemeinschaftlichen Koordinierung mit. 

8. Welche Rechtsgrundlage für die Ausdehnung auf Staatsangehörige von Drittländern? 

Mit den Artikeln 51 und 235 des EG-Vertrags, auf denen die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 beruht, lassen sich die Befugnisse der Gemeinschaft zur 
Ausdehnung der Koordinierungsregeln auf Staatsangehörige von Drittländern 
begründen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 ist nicht nur ein Instrument zur Herstellung der 
Freizügigkeit von Arbeitnehmern, sondern auch ein Instrument zur sozialen 
Sicherung. Ausschlaggebend für ihre Anwendung ist nicht die Ausübung des Rechts 
auf Freizügigkeit, sondern der Umstand, daß eine Person bei einem System der 
sozialen Sicherheit versichert ist. Ihr Ziel ist die Auffechterhaltung der sozialen 
Sicherung der Personen, die - aus welchen Gründen auch immer - in der 
Gemeinschaft zu- und abwandem. Einer der Aufgaben entsprechend, die der 


13 Die einzelstaatlichen Träger können beispielsweise die zur Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 erstellten E-Vordrucke zur Weiterleitung benötigter Angaben an die Träger 
anderer Mitgliedstaaten derzeit nicht verwenden. 
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Gemeinschaft mit Artikel 2 des EG-Vertrags übertragen wurden, soll sie ein hohes 
Maß an sozialem Schutz gewährleisten. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 enthält daher eine Reihe von Bestimmungen für 
Sachverhalte, in denen der Betreffende sein Recht auf Freizügigkeit als Arbeitnehmer 
nicht in Anspruch genommen hat, in denen es aber im Zusammenhang mit einer 
Grenzüberschreitung ein Sozialversicherungsproblem gibt. Die Verordnung 
gewährleistet daher den Leistungsexport in einen Mitgliedstaat, in dem die 
betreffende Person niemals erwerbstätig gewesen ist (Artikel 10), sie gestattet 
Personen einen vorübergehenden Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat zur 
Inanspruchnahme von Sachleistungen (Artikel 22), sie gewährleistet die Zahlung von 
Familienleistungen an Familienangehörige, die in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen (Artikel 73). 

Ferner ist darauf hinzuweisen, daß die erste Koordinierungsverordnung, die 
Verordnung Nr. 3, 1958 auf der Grundlage des Artikels 51 des EWG- Vertrags 
angenommen wurde, d.h. neun Jahre vor Inkrafttreten des Rechts auf Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer im Jahre 1968. 

Der Rat, der bestimmte Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 als 
anwendbar auf Personen angenommen hat, die keine Wanderarbeitnehmer im Sinne 
des Artikels 48 des EG-Vertrags sind, wie auch der Gerichtshof, der die Verordnung 
auf diese gleiche Personengruppe 14 anwendet, erkennen offenbar an, daß Artikel 51 
EG-Vertrag der Gemeinschaft gestattet, die einzelstaatlichen System der sozialen 
Sicherheit für alle bei einem dieser Systeme versicherten Erwerbstätigen zu 
koordinieren, selbst wenn sie keine Wanderarbeitnehmer im Sinne des Artikels 48 des 
EG-Vertrags sind. 

Darüber hinaus ist die Rechtsgrundlage der Verordnung seit ihrer Ausdehnung auf 
Selbständige 15 auf Artikel 235 ausgeweitet worden. Insoweit, als Artikel 51 des EG- 
Vertrags die Möglichkeit zur Ausweitung der Koordinierung auf Staatsangehörige 
von Drittländern nicht ausdrücklich vorsieht, könnte Artikel 235 hilfsweise als 
Rechtsgrundlage herangezogen werden, zumal das Ziel darin besteht, ein hohes Maß 
an sozialem Schutz (Artikel 2 EG-Vertrag) herbeizuführen. 


14 Siehe in Fußnote 8 zitierte Urteile und das Urteil vom 3. Mai 1990, Kits van Heiningen, Rechts- 
sache C-2/89, Slg. 1-1755. 

15 Durch Verordnung (EWG) Nr. 1390/81 vom 12. Mai 1981, ABI. L 143 vom 29.5.1981. 
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II. ERLÄUTERUNGEN DER ARTIKEL 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 

1. Änderung d es Artikels 1 

Da in Artikel 2 jeder Hinweis auf die Staatsangehörigkeit der Arbeitnehmer oder 
Selbständigen gestrichen wird, müßte auch die Bestimmung der Begriffe “Flüchtling” und 
“Staatenloser” in Artikel 1 Buchstaben d) bzw. e) gestrichen werden. 

2. Änderung des Artikels 2 

Mit diesem Vorschlag soll die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf alle Arbeitnehmer und 
Selbständigen und ihre Familienangehörigen ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit 
(Gemeinschaftsangehörige oder nicht) ausgeweitet werden. Die Hinweise auf die 
Staatsangehörigkeit der Betreffenden sowie auf besondere Gruppen von Personen, die keine 
Gemeinschaftsangehörigen sind (Staatenlose, Flüchtlinge, Hinterbliebene von 
Staatsangehörigen von Drittländern) wären zu streichen. 

Artikel 2 Absatz 1 wäre somit zu ändern, und Absatz 2 wäre zu streichen. 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß die Arbeitnehmer und Selbständigen nur 
in ihrer Eigenschaft als Pflichtversicherte eines mitgliedschaftlichen Systems der sozialen 
Sicherheit in den Geltungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 1708/71 fallen. 

3. Änderung des Artikels 22a 

Im Gefolge der Ausweitung des Geltungsbereichs der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf 
Staatsangehörige von Drittländern ist es nicht länger angebracht, die Anwendung des 
Artikels 22a auf Angehörige eines Mitgliedstaats zu beschränken. 

4. Einfüeune eines neuen Artikels 95c: Übergangsbestimmungen 

Damit die Ansprüche der von diesem Vorschlag erfaßten Personen durch das Inkrafttreten der 
Verordnung nicht verlorengehen, enthält dieser Artikel Übergangsbestimmungen zu ihrem 
Schutz. 


III. RECHTFERTIGUNG DES VORSCHLAGS FÜR EINE VERORDNUNG 
UNTER DEM GESICHTSPUNKT DER SUBSIDIARITÄT 

Dieser Vorschlag für eine Verordnung des Rates erfüllt die beiden für den Grundsatz der 
Subsidiarität aufgestellten Voraussetzungen Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit gemäß 
Artikel 3 B des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 

Einerseits ist Artikel 51 für den Rat eine Rechtsgrundlage, überstaatliche Maßnahmen auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit zu ergreifen. Andererseits entspricht ein verbindlicher 
Rechtsakt in Form einer Verordnung offensichtlich dem angestrebten Ziel, das darin besteht, 
im sozialen Bereich, insbesondere in der Koordinierung der mitgliedstaatlichen Systeme der 
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sozialen Sicherheit, die Gleichbehandlung zwischen Gemeinschaftsangehörigen und 
Staatsangehörigen von Drittländern zu gewährleisten und die in der Gemeinschaft auf letztere 
Personengruppe anwendbaren einschlägigen Rechtsvorschriften zu vereinfachen und klarer 
zu fassen. Eine Verordnung gilt als das geeignetste Mittel zum Erreichen dieses Ziels. 


IV. ANWENDUNG IN DEN STAATEN DES EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSRAUMS 

Die Freizügigkeit der Personen stellt eines der Ziele und Grundsätze des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) dar, das am 1. Januar 1994 16 in Kraft getreten ist. 
In Kapitel 1 des dritten Teils zur Freizügigkeit von Personen, Dienstleistungen und Kapital 
sind die Artikel 28, 29 und 30 der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und der Selbständigen 
gewidmet. Insbesondere werden in Artikel 29 die Grundsätze aufgegriffen, die in Artikel 51 
des EG-Vertrags über die soziale Sicherheit der innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandemden Arbeitnehmer enthalten sind. Infolgedessen gilt dieser Verordnungsvorschlag, 
sofern er angenommen wird, auch für die Mitgliedstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums. 


16 ABI. L 1 vom 3.1.1994, geändert durch den Beschluß des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 7/94 vom 
21.3.1994 (ABI. L 160 vom 28.6. 1994). 
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Vorschlag für eine 
VERORDNUNG (EG1 DES RATES 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1 408/7 1 
in bezug auf dessen Ausdehnung auf Staatsangehörige von Drittländern 


(Text von Bedeutung für den EWR) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 51 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission 17 , vorgelegt nach Anhörung der Sozialpartner und der 
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmr, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 18 , 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses 19 , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


Im Juni 1994 hat der Europäische Rat von Korfu beschlossen, die Bemühungen zu 
intensivieren, auf der Ebene der Europäischen Union eine globale Strategie zur Bekämpfung 
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu entwickeln. 

Der Rat und die Mitgliedstaaten haben in ihrer Entschließung vom 5. Oktober 1995 zur Be- 
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Beschäftigungs- und Sozialbereich 20 
anerkannt, “wie wichtig es ist, daß auf der Ebene der Europäischen Union und der Mitglied- 
staaten - im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten - in der Sozialpolitik eine auf dem 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung und der Chancengleichheit beruhende Politik als Beitrag 
zur gemeinsamen Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit betrieben wird”. 

Das Europäische Parlament hat wiederholt - insbesondere in seiner Entschließung vom 
30. Januar 1997 über Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus und über das 
Europäische Jahr gegen den Rassismus (1997) 21 - dazu aufgerufen, im Sozialbereich die 
Gleichbehandlung zwischen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und 
Staatsangehörigen von Drittländern herzustellen. 


17 

18 

19 

20 
21 


ABI. 

ABI. 

ABI. 

ABI. C 296 vom 10.1 1.1995, S. 13. 
ABI. C 55 vom 24.2.1997, S. 17. 
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Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat diesen Aufruf insbesondere in seiner Stellungnahme 
vom 26. September 1991 über die Stellung der Wanderarbeitnehmer aus Drittstaaten 22 
aufgenommen. 

In der Präambel zur Einheitlichen Europäischen Akte unterstreichen die Mitgliedstaaten die 
Notwendigkeit, “gemeinsam für die Demokratie einzutreten, wobei sie sich auf die in den 
Verfassungen und Gesetzen der Mitgliedstaaten, in der Europäischen Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten und der Europäischen Sozialcharta anerkannten 
Grundrechte, insbesondere Freiheit, Gleichheit und soziale Gerechtigkeit, stützen”. 

Gemäß Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union “achtet [die Union] die 
Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom Unterzeichneten Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie 
sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben”. 

Die Förderung der sozialen Sicherung auf hohem Stand und die Hebung der Lebenshaltung 
und -qualität werden in den Mitgliedstaaten als Gemeinschaftsziel angestrebt. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandem, 23 ist bereits auf Arbeitnehmer und Selbständige, die 
innerhalb der Union zu- und abwandem, anwendbar, selbst wenn sie ihr Recht auf 
Freizügigkeit als Wanderarbeitnehmer noch nicht geltend gemacht haben. 

In Anbetracht der Tatsache, daß einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
bereits auf Personen anwendbar sind, die keine Wanderarbeitnehmer im Sinne des Artikels 48 
EG- Vertrag sind, gestattet es Artikel 51 EG-Vertrag der Gemeinschaft, die einzelstaatlichen 
Systeme der sozialen Sicherheit für alle bei einem dieser Systeme versicherten 
Erwerbstätigen zu koordinieren, selbst wenn sie keine Wanderarbeitnehmer im Sinne des 
Artikels 48 EG-Vertrag sind. 

Die Vielzahl von Rechtsakten, die derzeit für Staatsangehörige von Drittländern die Probleme 
der Koordinierung mitgliedstaatlicher Systeme der sozialen Sicherheit regeln soll, hat eine 
beträchtliche rechtliche und administrative Komplexität zur Folge. 

Das Fehlen eines klaren und zusammenhängenden Regelwerks zur Koordinierung von 
Sozial-versicherungsvorschriften könnte zu besonderen Schwierigkeiten - wie der 
Doppeleinziehung von Beiträgen - für Dienstleistungserbringer mit sich führen, die 
Staatsangehörige von Drittländern beschäftigen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 sollte deshalb auf Staatsangehörige von Drittländern 
ausgedehnt werden und sollte deshalb geändert werden. 


22 ABI. C 339 vom 31.12.1991, S. 82. 

23 ABI. L 149 vom 5.7.1971, S. 2. Verordnung, aktualisiert durch die Verordnung (EG) Nr. 118/97 
(ABI. L 28 vom 30.1.1997, S 1) und zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1290/97 (ABI. L 176 
vom 4.7, 1997, S. 1). 


18 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 1 3/1 0598 

Es sollten Übergangsvorschriften vorgesehen werden, damit die von dieser Verordnung 
erfaßten Personen geschützt werden und vermieden wird, daß ihnen durch das Inkrafttreten 
der Verordnung Ansprüche verlorengehen. 

Mit der Ausdehnung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf Staatsangehörige von 
Drittländern wird dem Ziel der Gleichbehandlung dieser Personen mit Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im Sozialbereich - insbesondere der angestrebten 
Koordinierung der mitgliedstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit - sowie der 
beabsichtigten Vereinfachung und Verdeutlichung der in der Gemeinschaft anwendbaren 
Rechtsvorschriften entsprochen. 

Die Ausweitung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf Staatsangehörige von Drittländern 
darf keine Rechte der Betroffenen im Hinblick auf die Einreise, den Aufenthalt, den Verbleib 
oder den Zugang zum Arbeitsmarkt in einem Mitgliedstaat nach sich ziehen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es notwendig und angemessen, die Vorschriften zur 
Koordinierung der einzelstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit durch ein verbindliches 
und unmittelbar in allen Mitgliedstaaten anwendbares Rechtsinstrument der Gemeinschaft zu 
ändern. 

Die Änderungen aufgrund dieser Verordnung stimmen mit Artikel 3 b Absatz 3 EG- Vertrag 
überein - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 wird wie folgt geändert: 

1 . Artikel 1 Buchstaben d) und e) werden gestrichen. 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

“1. Diese Verordnung gilt für Arbeitnehmer und Selbständige, die den 
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten unterliegen oder 
unterlagen, sowie für deren Familienangehörige und Hinterbliebene. ” 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

3. Artikel 22a erhält folgende Fassung: 

"Artikel 22a 

Sonderregelung für bestimmte Personengruppen 

Abweichend von Artikel 2 findet Artikel 22 Absatz 1 Buchstaben a) und c) auch auf 
Personen Anwendung, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
versichert sind, und für die bei ihnen wohnenden Familienangehörigen. " 


19 


Drucksache 13/10598 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


4. Es wird ein Artikel 95c eingefügt: 

“Artikel 95c 

Übergangsbestimmungen zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. ...» 

1. Die Verordnung (EG) Nr. ... begründet keinen Anspruch für den Zeitraum 
vor ...** 

2. Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen nach dieser Verordnung 
werden sämtliche Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten, Zeiten einer 
selbständigen Tätigkeit und Wohnzeiten berücksichtigt, die nach dem Recht 
eines Mitgliedstaats vor dem ... zurückgelegt worden sind. 

3. Vorbehaltlich des Absatzes 1 wird ein Leistungsanspruch nach dieser 
Verordnung auch für Ereignisse begründet, die vor dem ... liegen. 

4. Eine Leistung, die wegen der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes des 
Betreffenden abgelehnt worden ist oder geruht hat, wird auf Antrag des 
Betreffenden ab dem ... gewährt oder wieder gewährt, sofern nicht frühere 
Ansprüche durch Kapitalabfindung abgegolten worden sind. 

5. Ansprüche der Betreffenden, deren Rente vor dem ... gewährt worden ist, 
können auf ihren Antrag unter Berücksichtigung der Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. ... neu festgestellt werden. 

6. Wird der Antrag nach Absatz 4 oder Absatz 5 innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren nach dem ... gestellt, so werden die Ansprüche aufgrund dieser 
Verordnung mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an erworben, ohne daß dem 
Betreffenden Ausschlußfristen oder Veqährungsfristen eines Mitgliedstaats 
entgegengehalten werden können. 

7. Wird der Antrag nach Absatz. 4 oder Absatz 5 erst nach der Frist gemäß 
Absatz 6 gestellt, so werden nicht ausgeschlossene oder nicht veij ährte 
Ansprüche - vorbehaltlich günstigerer Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats - 
vom Tag der Antragstellung an erworben.” 


* Nummer der Verordnung aufgrund dieses Vorschlags 

** Zeitpunkt des Inkrafttretens der aufgrund dieses Vorschlags ergangenen Verordnung 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar m jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am Int Namen des Rates 

Der Präsident 
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